
Initiative Menschen-Rechte 
Newsletter NOV/2012 
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FESTVORTRAG – Dr. Hans Zeger 

 

 
03/10/2012 – Dr. Hans Zeger von ARGE Daten bei der Darstellung 
hochaktueller Datenschutzthemen 
 

Den gesamten Text seines Vortrags finden Sie im Anhang. 
 

Eindrücke der Eröffnungsveranstaltung 
 

Am 03.10.2012 fand die Eröffnungsveranstaltung der Initiative 
Menschenrechte im wunderschönen Schloss Amberg in 
Feldkirch statt.  
Die Anzahl der Besucher hat unsere Erwartungen übertroffen 
und wir freuen uns Sie wieder bei den zukünftigen 
Veranstaltungen begrüßen zu dürfen. 
 

 
03/10/2012 – Schloss Amberg im Abendlicht 

DAS PROGRAMM 
 

 Eröffnung und Vorstellung der Initiative 
Menschen-Rechte 
durch Rechtsanwalt Dr. Wolfgang Blum, Kanzlei 
Blum, Hagen & Partner  

 Präsentation über grundrechtliche 
Herausforderungen durch den technologischen 
Fortschritt  
von Univ.-Ass. Dr. Gregor Heißl, E.MA, Institut für 
Öffentliches Recht, Staats- und Verwaltungslehre, 
Universität Innsbruck  

 

 Festvortrag: „Sicherheit um jeden Preis - Ist 
Österreich auf dem Weg zum Alibi-Staat?“  
von Dr. Hans Zeger, Vorsitzender der ARGE Daten  

 

 Diskussionsleitung, Schlussworte und Resümee 

durch o.Univ.-Prof. Dr. Karl Weber, Leiter des 
Instituts für Öffentliches Rechts, Staats- und 
Verwaltungslehre, Universität Innsbruck 
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ORF-VBG. INTERVIEW von RA Dr. Blum 
 

ˎWir leben in einem Überwachungsstaatˊ 
 
 

 
 

 
Wolfgang Blum von der Initiative Menschen-Rechte sieht 
den Schutz des Einzelnen vor staatlicher Gewalt in 
Gefahr: „Wir leben längst in einem Überwachungsstaat“, 
warnte Blum im Samstaginterview von Radio Vorarlberg. 
 

Die Initiative Menschen-Rechte wurde diese Woche 
in Feldkirch gegründet. Die Initiative ist der 
Überzeugung, dass Österreich längst zu einem 
Überwachungsstaat geworden sei. Einer ihrer 
Sprecher, der Feldkircher Rechtsanwalt Wolfgang 
Blum zeichnet ein düsteres Bild von den technischen 
Überwachungsmöglichkeiten, die sich der Staat in 
den vergangenen Jahren gesichert hat. 
 

Bedenklich ist laut Blum vor allem, dass im Zuge der 
„präventiven Gefahrenabwehr“ Menschen, die sich in 
keiner Weise verdächtig gemacht haben, ins Visier des 
staatlichen Überwachungsapparates geraten können. Es 
gehe viel zu weit, dass Menschen, bei denen nur vermutet 
wird, dass sie gefährlich sein könnten, ins Visier des 
staatlichen Überwachungsapparates geraten, so Blum. So 
würden Telefone überwacht oder die Email-Kontakte 
kontrolliert. Es gehe sogar soweit, dass der Staat mit Hilfe 
von Trojanern in heimische Computer eingreift. Solche 
Maßnahmen müssten maßvoll eingesetzt werden und 
dürften nur dann zum Einsatz kommen, wenn ein 
tatsächlicher Tatverdacht vorherrsche. 
 

Blum kritisiert Vorratsdatenspeicherung 
Blum kritisiert im Samstaginterview außerdem die 
Vorratsdaten-Speicherung. Die Pflicht für die Betreiber 
alle Verbindungsdaten von Telefon und Internet sechs 
Monate lang zu speichern, sei äußerst problematisch. 
Wenn diese Daten in die falschen Hände gerieten, könne 
das für den Einzelnen gravierende Folgen haben, sagte 
Blum.                                              Fortsetzung auf der nächsten Seite. 

 
03/10/2012 – o.Univ.-Prof. Dr. Karl Weber leitet die Diskussion und 
resümiert die Veranstaltung 

 

WEITERE IMPRESSIONEN DES ABENDS 
 

 
 

 

03/10/2012 – Univ.-Ass. Dr. Gregor Heißl, Dr. Hans Zeger, ao.Univ.-
Prof. Dr. Lamiss Khakzadeh-Leiler & o.Univ.-Prof. Dr. Karl Weber (v.l.) 

 

 

2 



INITIATIVE MENSCHEN-RECHTE                                                                   
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
http://vorarlberg.orf.at/news/stories/2553307/ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
03/10/2012 – RA Dr. Wolfgang Blum 

 

Gerade im Internet bestehe die Gefahr, dass der Datenbestand 
von nicht staatlichen Einrichtungen, Firmen oder zwielichtigen 
Personen angezapft werde. Dies könne zum Beispiel dazu 
führen, dass ein Personalchef aus dem Persönlichkeitsprofil 
eines Jobbewerbers im Internet erfährt, dass sich dieser im 
Internet über Depressionen oder Antidepressiva schlau gemacht 
habe. Das könne katastrophale Folgen haben. 
 

Blum hofft auf Aufhebung der DNA-Regelung 
Aber immerhin habe der Verfassungsgerichtshof angedeutet, 
dass die Regelung zur Speicherung von DNA-Profilen, also des 
genetischen Fingerabdrucks eines Menschen, verfassungswidrig 
sein könnte, sagte Blum. Zur Erleichterung Blums könnte die 
Regelung also aufgehoben werden. 
Der genetische Fingerabdruck eines Menschen leiste zwar in der 
Aufklärung von Straftaten gute Dienste; es gehe aber viel zu weit, 
wenn ohne jeden Verdacht die DNA von Unschuldigen 
gespeichert wird, nur weil sie in Zukunft eine Straftat begehen 
könnten, sagte Blum im Samstaginterview auf Radio-Vorarlberg. 
Blum hofft, dass der Verfassungsgerichtshof die derzeitige 
Regelung aufhebt. 

Audio: Hören Sie das komplette Samstaginterview auf Radio 
Vorarlberg mit Wolfgang Blum. Das Gespräch führte ORF-
Redakteur Jürgen Peschina. 
http://vorarlberg.orf.at/news/stories/2553307/ 

 

GEPLANTE VERANSTALTUNGEN 
 

 

 

 Jänner 2013, Feldkirch:  
Heinz Patzelt, amnesty international, über 
aktuelle Bedrohungen der 
Menschenrechenrechte in Österreich 
 

 April 2013, Feldkirch und Innsbruck: 
Verankerung der Kinderrechte in der 
Verfassung  
 

 Juni 2013, Innsbruck:  
Die Europäische Union als 
Grundrechtegemeinschaft? 
 

 September 2013, Feldkirch: 
Vorratsdatenspeicherung 
 

 Dezember 2013, Innsbruck:  
Folterverbot 

 
Konkrete Details zu den jeweiligen Veranstaltungen 
finden Sie in Kürze auf unserer Homepage 
http://www.initiative-menschen-rechte.at/ 
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Wir bedanken uns bei Ihnen für Ihr Kommen zur 
gelungenen Eröffnungsveranstaltung und freuen uns über 
Ihr Interesse an der Initiative Menschen-Rechte. 

http://vorarlberg.orf.at/news/stories/2553307/
http://www.initiative-menschen-rechte.at/
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Hans G. Zeger 1, 

Sicherheit um jeden Preis -  
Ist Österreich auf den Weg zum Alibi-Staat? 

Vortrag Initiative Menschen-Rechte, Feldkirch 3.10.20122 

 
Europa hat eine rund 350-jährige Tradition der Grun d- und Menschenrechte. 
Sie beginnt ironischerweise in den USA mit der amer ikanischen 
Unabhängigkeitserklärung (1776), es folgen die fran zösische (1789) und 
der bürgerliche (1848) Revolution, das Staatsgrundg esetz in Österreich 
(1867) und die UN-Charta der Menschenrechte (1948).  Bis in die Gegenwart, 
siehe EU-Charta für Menschenrechte (2009) reicht di e Entwicklung der 
Menschenrechte. 
 
Dieser Tradition steht seit zwei Jahrzehnten ein st ärker werdendes 
Projekt der Antimoderne gegenüber. Grund- und Freih eitsrechte seien 
obsolet, erklärt man uns. Die Menschen würden sie n ur missbrauchen. Diese 
Rechte seien in einer globalisierten Welt nicht eff izient genug. Heute 
käme es darauf an, das Zusammenleben durch Geschäft sprozesse zu 
organisieren, reibungslos zu gestalten, zu automati sieren. Dazu müsse man 
auch über die Menschen möglichst viele Daten sammel n. 
 
 
Informationsgesellschaft hat Grundwerte 
 
In diesem Zusammenhang ist es nützlich sich an ein paar Grundwerte zu 
erinnern. 
 
Artikel 1 Abs. 1 der europäischen Datenschutzrichtl inie sagt zu den 
Zielen klar: "Die Mitgliedstaaten gewährleisten nac h den Bestimmungen 
dieser Richtlinie den Schutz der Grundrechte und Gr undfreiheiten und 
insbesondere den Schutz der Privatsphäre natürliche r Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten.". 
 
Freiheit, Grundrechte, Privatsphäre sind die zentra len Begriffe, nach 
denen wir unsere Informationsgesellschaft zu organi sieren haben. Nicht 
umgekehrt, es sind nicht unsere Grundrechte und uns er Privatleben einer 
allgegenwärtigen Sicherheitsparanoia unterzuordnen.  
 
Ich möchte auch an den Art. 3 der UN-Charta erinner n, der "Leben, 
Freiheit und  Sicherheit" der Personen garantiert. Diese drei Ec kpfeiler 
können und dürfen nicht gegeneinander ausgespielt w erden. Wir müssen sie 
gemeinsam garantieren, ansonsten verlieren wir sie gemeinsam. 
 

                       
1 Studium Philosphie, Mathematik, Sozialwissenschafte n, Lektor am Juridicum Wien, 

Mitglied des Datenschutzrates im Bundeskanzleramt, Obmann der "ARGE DATEN" und 
Geschäftsführer der "e-commerce monitoring GmbH", A utor von "MENSCH. NUMMER. 
DATENSATZ. Unsere Lust an totaler Kontrolle", Resid enzverlag 2008, "Paralleluniversum 
Web2.0", Kremayr&Scheriau 2009 und zahlreicher weit erer Fachpublikationen 
(http://www.zeger.at) 

2 Der Artikel war Grundlage des Vortrags, gesprochen es Wort und Artikel weichen jedoch 
in einzelnen Passagen voneinander ab.  
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Grundsatz der Privatsphäre 
 
Die Idee, dass Menschen Privatsphäre als eigenständ iges Recht haben, ist 
ein modernes Konstrukt und wurde 1890 erstmals öffe ntlich formuliert. 
Samuel D. Warren und Lois D. Brandeis, zwei Bostone r Anwälte 
veröffentlichten in der Harald Law Review den Artik el "The Right of 
Privacy". 
 
Kern der Argumentation ist das Recht "allein gelass en zu sein" ("the 
right to be let alone"). Lange vor dem Computereins atz, aber auch lange 
nach den durch französiche Revolution und Aufklärun g formulierten 
Prinzipien, wie Meinungs- und Versammlungsfreiheit,  Gerechtigkeit und 
Solidarität, entstand die Idee einer individuell zu  schützenden 
Privatsphäre. 
 
Aufgenommen wurde dieser Gedanke auch in die Europä ische 
Menschenrechtskonvention, 1950 verabschiedet, ist s ie in Österreich seit 
1958 in Kraft. Im Artikel 8 3 wird dieser Anspruch auf Privatsphäre 
formuliert: 'Jedermann hat Anspruch auf Achtung sei nes Privat- und 
Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverk ehrs.' 
 
Freilich mit einem umfassenden und für die heutige Diskussion 
entscheidenden Gesetzesvorbehalt. Kurz gesagt, der Staat behält sich das 
Recht vor, in die Privatsphäre einzugreifen, wenn d er Eingriff gesetzlich 
vorgesehen und notwendig ist.  
 
Diese Konstruktion bereitete bis Anfang der 70er-Ja hre kaum 
Schwierigkeiten. Eingriffe in die Privatsphäre wurd en als physische 
Übergriffe staatlicher Organe, ungerechtfertigte Ha usdurchsuchungen, 
Zensurmaßnahmen und persönlich durchgeführte Observ ation abgehandelt. Die 
Erhaltung der Privatsphäre war eine mehr oder minde r persönliche 
Auseinandersetzung von Individuen mit greifbaren St aatsorganen. 
 
 
Aus Schutz der Privatsphäre wird "Schutz der Daten"  
 
Erst mit der Ausbreitung der EDV Anfang der 70er-Ja hre wurde die Idee der 
Privatsphäre neu hinterfragt. Die scheinbar grenzen losen 
Speichermöglichkeiten der Computer ließen die Idee aufkommen, dass es 
einmal möglich sein müsste, alles über einen Mensch en zu wissen oder - 
wie es ein deutscher Innenminister Ende der 70er-Ja hre formulierte - vor 
dem Täter am Tatort zu sein. 
 
Ein Erhebung des statistischen Zentralamts brachte 1975 223 
personenbezogene Datenverarbeitungen zutage, mit de r Prognose, in Zukunft 
                       
3 Der MRK-Artikel komplett: ' Artikel 8 - Recht auf Achtung des Privat- und 

Familienlebens  
(1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Priva t- und Familienlebens, seiner 
Wohnung und seines Briefverkehrs. 
(2) Der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts ist nur 
statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorg esehen ist und eine Maßnahme 
darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft  für die nationale Sicherheit, die 
öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche W ohl des Landes, die Verteidigung 
der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Han dlungen, zum Schutz der Gesundheit 
und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freihe iten anderer notwendig ist.'  
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würde die Zahl - auf Grund der massiven Zentralisie rungsgewinne - weiter 
absinken. 
 
Wir wissen, dass nicht nur diese Prognose falsch is t. Auch der Versuch 
vor dem Täter am Tatort zu sein, hat sich als Illus ion erwiesen. 
 
Mit der Idee des "Datenschutzes" sollte diesen mons trösen 
Datenverarbeitungen ein Gegengewicht entgegengesetz t werden. Mehrere 
Länder, voran Deutschland, relativ spät Österreich,  hatten bis 1984 
Datenschutzgesetze erlassen. Kern dieser Regelungen  war der Schutz vor 
Missbrauch von Daten durch eine teschnische Elite. 
 
 
Neue Grundrechte der Informationsgesellschaft 
 
1983 wurde in Deutschland durch das Volkszählungsur teil das bisherige 
Konzept "Datenschutz" hinterfragt und durch den Beg riff der 
"informationellen Selbstbestimmung" ersetzt. Der Ei nzelne soll 
entscheiden dürfen, wer welche Informationen über i hn hat, 93 Jahre nach 
"The Right of Privacy" wurde das Recht "allein zu s ein" für das 
Informationszeitalter neu interpretiert. Die Gestal tung der Verwendung 
persönlicher Daten durch das Individuum stand jetzt  im Vordergrund. 
 
Das deutsche Verfassungsgericht hatte dann 2008 (25  Jahre nach dem 
letzten "neuen" Grundrecht) die Unverletzlichkeit d er persönlichen 
Informationsinfrastruktur als selbständiges Grundre cht definiert. Der 
persönliche Computer wird als Teil der Privatsphäre  angesehen, der nicht 
nur ein technisches Gerät ist, sondern wie eine „Ve rlängerung“ der 
eigenen Persönlichkeit verstanden wird. 
 
 
Freie Meinungsäußerung als notwendige Ergänzung zu Privatsphäre 
 
"Wir können nicht Nicht-Kommunizieren" ist die Bots chaft von Paul 
Watzlawick. Kommunikation ist zentrales menschliche s Bedürfnis. 
Klassischerweise denken wir bei Kommunikation zuers t an sprachliche oder 
schriftliche Äußerungen, Briefe, Zeitungen und Büch er. Kommunikation ist 
noch öfter nonverbal definiert, unser Aussehen, uns ere Bekleidung, unsere 
Beziehungen, unsere Freunde, Statussymbole, wo und wie wir wohnen, wen 
wir treffen, kurz unser gesamtes Verhalten gibt Auf schluss über unsere 
Einstellungen, Meinungen, Sehnsüchte und Phantasien . 
 
Was wäre jedoch Privatsphäre wert, wenn wir nicht d ie Freiheit hätten, 
sie selbst zu gestalten und zu entscheiden, was von  unserer Privatsphäre 
öffentlich dargestellt wird, was nicht, wenn wir ni cht frei unsere 
Meinungen äußern können? Wesentlicher Teil dieser F reiheit ist auch, 
unausgegorenes zu tun und zu sagen, dummes und kont roversielles. 
 
Meinungsfreiheit ist ein grundrechtliches Konzept, das Öffentlichkeit, 
Publikum benötigt, Meinungsfreiheit ohne Öffentlich keit wäre bloß deren 
Karikatur. Eine - nur scheinbar widersprüchliche - Konsequenz ist dazu 
das Grundrecht auf unbeobachtetes Leben. Für eine o ffene Gesellschaft ist 
es unerlässlich, dass die Menschen unbeobachtet, un kommentiert und 
unzensuriert Meinungen und Ideen austauschen können , dass sie selbst 
entscheiden können was privat, was öffentlich ist. Nur auf diesem 
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Nährboden kann aus Fehlentwicklungen, unausgegorene n Ideen, Versuch und 
Irrtum, Neues, Kreatives entstehen. Was wäre Meinun gsfreiheit wert, wenn 
sie bloß Druckreifes, Wahres, allgemein Anerkanntes  zuließe? 
 
Was wäre unsere Freiheit wert, wenn wir bloß richti ges sagen dürften und 
uns bloß gemäß der Leitkultur verhalten dürften. Wi r würden dann nicht 
mehr in einer freien Gesellschaft leben, sondern in  einem Labyrinth 
gläserner Mauern, in dem uns Freiheit nur vorgegauk elt wird. 
Meinungsfreiheit enthält auch das Recht falsches zu  sagen und Irrtümer zu 
begehen, ohne dass uns damit gleichzeitig das Mensc hsein abgesprochen 
wird. Wir werden zu den Fehlern stehen müssen, auch  zu angemessenen 
Sanktionen, aber wir bleiben weiterhin Menschen mit  Grundrechten und 
nicht "Schmarotzer" und "Untermenschen" wie uns ein e immer größere Zahl 
von Politikern einreden möchte. 
 
Schranken in der Meinungsfreiheit können nur dort z ugelassen werden, wo 
die Meinungsfreiheit anderer nachhaltig unterdrückt  wird. 
 
Der Schutz der Privatsphäre, neudeutsch Privacy, is t mit dem Schutz der 
öffentlichen Meinungsäußerung untrennbar verbunden.  
 
 
Leben wir in einer Überwachungsgesellschaft? 
 
In meiner täglichen Arbeit werde ich von den Medien  immer wieder gefragt, 
ob eine bestimmte Überwachungsmaßnahme, ein neues R egister oder eine neue 
Technik uns einen Schritt näher zum Überwachungssta at bringen. Das werde 
ich seit 20 Jahren gefragt. Soviele Schritte kann a uch der längste Weg 
nicht haben, um nicht irgendwann das Ziel zu erreic hen. 
 
Wir sollten uns der bitteren Wahrheit stellen, dass  wir im 
Überwachungsstaat im klassischen Sinne längst angek ommen sind. Noch nie 
hinterließen die Bürger so viele verwertbare, meist  digitale Spuren. Sei 
es in ihren Reisegewohnheiten, im Kommunikations- u nd Konsumverhalten, am 
Arbeitsplatz oder im öffentlichen Raum. Noch nie wa r es für Behörden und 
Unternehmen so einfach das Verhalten der Menschen n achzuvollziehen. 
Trotzdem, und die Beispiele sind endlos, funktionie rt dieses klassische 
Sicherheitskonzept, Sicherheit durch Überwachung zu  gewährleisten, nicht. 
Heute sind wir mit steigenden Kriminalitätsraten, s inkender 
Aufklährungsquote und nachlassendem subjektiven Sic herheitsgefühl 
konfrontiert. 
 
In der klassischen Überwachung steckt noch ein posi tiver, ein 
beruhigender Kern. Überwachung, Monitoring ist für viele Menschen 
attraktiv, steckt doch darin, dass es jemanden gibt , der auf mich schaut, 
der sich um mich kümmert. Überwachung, Zählen, List en bilden bringt 
Ordnung in eine zunehmend unübersichtliche, bedrohl ich wirkende Welt. 
Diese Ordnungsfunktion ist jedoch längst gescheiter t, noch nie fühlten 
sich die Menschen unsicherer als heute. Ironischerw eise sogar unabhängig 
von der tatsächlichen Bedrohung. 
 
Das Scheitern des Konzepts "Sicherheit durch Überwa chung" hat zu neuen 
Ansätzen geführt. Wir stehen heute an der Schwelle zu einer neuen Epoche. 
Wir stehen am Beginn einer Alibi- und Scoringgesell schaft. 
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Beginn der Alibi- und Scoringgesellschaft 
 
Wenn jedes Verhalten, jedes Interesse Ausdruck pers önlicher Meinung ist, 
warum nutzen wir diese Informationen nicht für sich erheitspolitische 
Aufgaben, fragen ganz harmlos die Sicherheitsbehörd en der zivilisierten 
Welt? 
 
Behörden aller Art, besonders die Sicherheits- und Sozialeinrichtungen 
haben die sozialen Plattformen auch als ideale Über wachungsplattform 
erkannt. Unbedachte oder extreme Äußerungen können rasch als Vorstufe zum 
Terrorismus und organisierter Kriminalität umgedeut et werden. Die 
Teilnahme an Partys, Reisen oder sonstigen Events k ann Zweifel an 
sozialer Bedürftigkeit aufkommen lassen. 
 
Äußerungen, die früher in Studentenblättern ("Macht  kaputt was Euch 
kaputt macht") oder bei Stammtischen ("Alle Politik er sind Verbrecher") 
als Teil milieubedingter Folklore angesehen wurden und keine Konsequenzen 
hatten, dienen im Internet-Umfeld zum Vorwand für n eue Terrorismus-
Präventions-Gesetze. 
 
Und so erleben wir in rasanter Geschwindigkeit die Einführung von immer 
mehr Listen und Registern, die Sammlung von Daten a uf Vorrat, seien es 
Kommunikationsdaten, Reisedaten, Internetnutzungsda ten oder Finanzdaten.  
 
Alltägliche Lebensäußerungen werden auf Vorrat gesa mmelt (siehe Data-
Retention, siehe Passenger Record Transfer). Zu all em und jedem werden 
Register und Listen auf Vorrat  angefertigt, um "verdächtiges Verhalten" 
zu erkennen, lange bevor es überhaupt strafrechtlic h bedeutsam ist. Wer 
kein ausreichendes Alibi hat, wer sein Verhalten ni cht laufend erklären 
und begründen kann, wird zum suspect . Aus der Unschuldsvermutung wird der 
Schuldverdacht, aus dem ich mich durch Wohlverhalte n freibeweisen muss. 
 
Bis in Schulzeit und Kindheit zurück reicht die Dat ensammelwut. Von jedem 
neugeborenen Knaben sollte die DNA erfasst werden. Nicht für 
Heilungszwecke, sondern für spätere Kriminalitätsbe kämpfung. Denn, so die 
entwaffnende Argumentation, aus männlichen Säugling en können ja später 
einmal Vergewaltiger werden, aus Schulschwänzern Ei nbrecher und aus 
sozial Benachteiligten Kriminelle. 
 
Nicht mehr für die Aufklärung konkreter Verbrechen werden die 
Aufzeichnungen geführt, sondern um verdächtiges Ver halten 
herauszufiltern. Jede Lebensäußerung erhält einen S coringwert, wer eine 
bestimmte Summe erreicht, ist ein nützliches Glied der Gesellschaft, wer 
darunter ist, ist verdächtig und sollte so weit als  möglich aus dem 
gesellschaftlichen Leben ausgeschlossen werden. 
 
Allgemeine Merkmale, wie Familienstand, Alter, Art des 
Arbeitsverhältnisses, in welcher Straße jemand wohn t usw. dienen heute 
dazu um Scoringwerte zu einer Person zu berechnen. Diese Werte regeln 
dann den Zugang zum wirtschaftlichen, sozialen und bald auch politischen 
Leben. Bedeutsam sind diese Werte heute vorrangig i m wirtschaftlichen 
Bereich, aber auch in der Politik wird immer mehr d arüber nachgedacht In-
Valid Personen, also Menschen mit zu geringem Scori ng, Beschränkungen im 
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Zugang zu Berufen, in der Reisefreiheit und in der Kommunikation 
aufzuerlegen. 
 
Wie nah wir diesen Ideen sind mögen einige Beispiel e zeigen. Die 
französische "three-strike-out" Idee auffällige Int ernetnutzer vom 
Internet komplett auszusperren geht genau in diese Richtung. 
 
Oder, innerhalb der EU wird über ein neues Reisekon zept nachgedacht, das 
alle Reisebewegungen der Bürger aufzeichnet, jedoch  für Businessreisende 
(offenbar Valids) gegenüber Touristen Erleichterung en und Vereinfachungen 
vorsieht.  
 
Und zuletzt wurde das EU-Projekt INDECT bekannt, de ssen Ziel die 
komplette und voraussetzungslose Aufzeichnung, Vern etzung und 
automatisierte Auswertung aller persönlicher Lebens äußerungen ist, seien 
es Kommunikation, Verhalten im öffentlichen Raum, K onsumverhalten oder 
Banktransaktionen. Verdächtiges Verhalten soll so p räventiv erkannt 
werden. Doch was ist verdächtig? Ist es nicht schon  verdächtig, dass Sie 
hier sitzen und sich mit Grundrechten beschäftigen,  statt sich 
Geschäftsprozessen zu unterwerfen und den Sicherhei tsapparat seine Arbeit 
machen zu lassen? Es ist kein Zufall, dass in diese m Projekt die 
britische und die polnische Polizei federführend si nd. Genau jene Länder, 
die die EU-Grundrechtscharta des Lissabonvertrags n icht mitunterzeichnet 
haben. 
 
Diese neue Alibi- und Scoringgesellschaft stellt un sere Grundwerte und 
Menschenrechte fundamental in Frage. Es geht nicht mehr um die 
Auseinandersetzung mit einem Staat, der mehr oder w eniger überwacht, 
sondern um die Abwehr eines direkten Angriffs auf u nsere Menschenrechte. 
 
Unsere westliche Zivilisation legte in den letzten 350 Jahren, letztlich 
dank der Grundrechte und auch dank der kreativen Fr eiräume Unsinniges 
versuchen zu dürfen, Irrtümer begehen zu dürfen, ei ne beispiellose 
Erfolgsgeschichte hin. Diese Erfolgsgeschichte darf  nicht durch den 
Generalverdacht aller Bürger, durch Einteilung der Bürger in Valids und 
In-Valids, durch Denk und Meinungsverbote zerstört werden. 
 
 
Eine neue "Grundrechtscharta" für die Informationsg esellschaft? 
 
Angesichts der Wachstumsdynamik der Informationsges ellschaft, der 
Orientierung zahlreicher privater, beruflicher und politischer 
Aktivitäten an den Bedingungen von Social Media und  Internet, erstaunt 
die Einseitigkeit der Politik wie auf diese neuen P hänomene reagiert 
wird. 
 
Mit dem Auto wurde nicht das Reisen erfunden, trotz dem wird niemand 
ernsthaft diskutieren wollen, dass sich mit dem Aut o eine neue Dimension 
der Verkehrs- und Wirtschaftsorganisation entwickel te. Mit Web 2.0 wurde 
nicht das Bedürfnis nach Kommunikation erfunden, do ch es wird neu 
interpretiert. 
 
Je nach Tageslaune werden die Web 2.0-Plattformen a ls Tummelplatz der 
Terroristen, Neonazis und Pädophilen verteufelt ode r es wird das 
Fortschreiten des "digital divide" beklagt. Im wohl meinendsten Fall wird 



Sicherheit um jeden Preis -  
Ist Österreich auf den Weg zum Alibi-Staat? 

05.10.2012, 10:02/neu C:\temp\archiv-text-84029rnl- 994883oliasi242283.doc, 7/7 

der Datenschutzzeigefinger erhoben, "aufpassen, nic ht zuviel preisgeben" 
lautet der hilflose Ratschlag. 
 
Und so wäre heute eine "Internet-Grundrechtscharta"  erforderlich, in der 
das "Recht auf unversehrte persönliche Informations infrastruktur" genauso 
verankert ist, wie "Schutz vor Betreiberwillkür" od er das "Recht auf 
Entsorgung von Information" ("Recht auf Vergessen")  und der Anspruch 
erhalten bleibt "ungefiltert auf alle öffentlichen Informationen eines 
Netzwerkes zugreifen zu können". 
 
Auf EU-Ebene wird derzeit versucht auf diese neuen Herausforderungen 
durch eine neue EU-Verordnung Datenschutz zu reagie ren. "Privacy by 
Design", die technische Implementierung des Schutze s der Privatsphäre 
sind ebenso Bestandteil, wie ein "Recht auf Vergess en". Die Zukunft wird 
zeigen, was davon umgesetzt werden kann. 
 
 
Grundrechte müssen täglich neu errungen werden 
 
Atmen ist für uns selbstverständlich, viele meinen,  dies sei bei den 
Menschenrechten genauso. Die Menschenrechte sind je doch permanent 
gefährdet, sie sind jene dünne, verletzliche Schich t die uns von 
grenzenloser Barbarei und Tyrannei trennt. Diese Sc hicht ist ähnlich 
dünn, wie unsere Biosphäre im Verhältnis zum Univer sum. 
 
Daran sollten wir denken. Täglich, bei jedem Atemzu g, bei jeder 
bürokratischen oder gesellschaftspolitischen Maßnah me die wir setzen. 
Wird uns am Ende der Maßnahme noch genügend Luft zu m atmen bleiben, 
genügend Freiraum um noch von einer menschlichen Ge sellschaft reden zu 
können? 
 
Menschenrechte sind kein Gut, das wir einfach haben  und in Kodizies, 
Sonntagsreden und Institutionen einsperren und able gen können. Wir müssen 
täglich um sie kämpfen, sie müssen täglich neu erru ngen werden, ansonsten 
wachen wir einmal auf und sind In-Valids, ungeeigne t für die 
Geschäftsprozesse einer technokratischen Welt. 


